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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika vom 
4. April 1955 über Offshore-Beschaffungen 


nebst Begründung mit ider Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Ein Abdruck des Abkommens ist ibeigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 156. Sitzung am 23. Marz 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner UnlverslUUs-BudidrudEerel« Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rbetnallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

ZU dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 4. April 1955 
über Offshore-Beschaffungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 4. April 1955 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über Offshore-Besdiaf- 
fungen wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 25 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
über Offshore-Beschaffungen 

Artikel 1 
Zweck 

Der Zweck dieses Abkommens besteht darin, bestimmte 
Grundsätze, Richtlinien und Sonderbestimmungen festzu- 
legen, die gemäß Übereinkunft zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland (im folgenden als die Bundesrepublik 
bezeichnet) und den Vereinigten Staaten von Amerika 
(im folgenden als die Vereinigten Staaten bezeichnet) für 
Beschaffungen in der Bundesrepublik durch die Streit- 
kräfte der Vereinigten Staaten im Interesse der gemein- 
samen Verteidigung maßgebend sind. Diese Beschaffungen 
werden im folgenden als Offshore-Beschaffungen bezeich- 
net. Dieses Abkommen findet auf die Aufträge Anwen- 
dung, die vom Tage des Abschlusses dieses Abkommens 
an vergeben werden, sowie auch für noch nicht ausge- 
führte, vor diesem Datum erteilte Aufträge, mit der Maß- 
gabe, daß die bestehenden Vertragsrechte der privaten 
Auftragnehmer dadurch nicht beeinträchtigt werclen. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens haben die nachstehenden 
Begriffe folgende Bedeutung: 

(a) Unter Streitkräften der Vereinigten Staaten sind die 
Landstreitkräfte, die Marine und die Luftwaffe der 
Vereinigten Staaten zu verstehen. 

(b) Unter Offshore-Beschaffungen sind Beschaffungen 
mittels Verträgen zu verstehen über Sach- und 
Werkleistungen jeglicher Art, welche durch die 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten bezahlt werden, 
einschließlich der durch die Streitkräfte der Ver- 
einigten Staaten genehmigten Unterverträge, jedoch 
mit der Maßgabe, daß der Begriff Offshore-Beschaf- 
fungen nicht Beschaffungen der Streitkräfte der Ver- 
einigten Staaten einschließt, die aus den von der 
Bundesrepublik zur Deckung von Besatzungskosten 
bereitgestellten Mitteln oder aus den von der Bun- 
desrepublik zum Unterhalt der Streitkräfte der Ver- 
einigten Staaten beigesteuerten Verteidigungsbei- 
tragsmitteln gezahlt werden, sowie auch nicht Be- 
schaffungen der „exchange Systems" der Streitkräfte 
und auch nicht Käufe seitens der einzelnen Mitglie- 
der der Streitkräfte der Vereinigten Staaten. 

Artikel 3 
Ziele 

(a) Die Hauptziele der Vereinigten Staaten bei der 
Aufstellung des Offshore-Beschaffungsprogramms beste- 
hen darin, 

(i) die Streitkräfte der Vereinigten Staaten mit den 
notwendigen Sach- und Werkleistungen zu ver- 
sorgen, 

(ii) so schnell wie möglich Ausrüstungen bereitzustel- 
ien, um den Verteidigungsbedarf der am Gegen- 
seitigen Sicherheitsprogramm (Mutual Security 
Program) beteiligten Ländern zu decken, und 

(iii) die Fähigkeit der beteiligten Länder zu steigern, 
ihre eigenen Streitkräfte auszurüsten und zu unter- 
halten. 

(b) Beschaffungen im Rahmen dieses Programms sind 
nicht als Ersatz für die eigene Verteidigungsproduktion 
der Bundesrepublik gedacht und es besteht Einverständnis 
darüber, daß das Programm so durchgeführt wird, daß es 
der Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sowie 
dem wesentlichen Inlands- und Ausfuhrbedarf der Bundes- 
republik Rechnung trägt und sich auf die übrige von der 
Bundesrepublik übernommene Verteidigungsproduktion 
nicht nachteilig auswirkt. 


Agreement Between 
the United States of America 
and the Federal Republic of Germciny 
Relating to Offshore Procurement 

Article 1 
Purpose 

The purpose of this Agreement is to set forth certain 
principles, policies and specific provisions which the 
United States of America (hereinafter called the United 
States) and the Federal Republic of Germany (hereinafter 
called the Federal Republic) have agreed shall govern 
Procurement by the Armed Forces of the United States in 
the Federal Republic in the interests of the common 
defense. Such procurement is hereinafter referred to 
as offshore procurement. This Agreement shall apply 
to the contracts placed on and after the date hereof and 
also to uncompleted contracts placed prior to the date 
hereof; provided that this shall not impair the existing 
contract rights of private contractors. 


Article 2 

Definitions 

For the purpose of this Agreement the following terms 
shall have the following meanings : 

(a) United States Armed Forces shall mean the United 
States Army, the United States Navy and the United 
States Air Force. 

(b) Offshore procurement shall mean procurement by 
means of contracts, purchase Orders, and other 
Instruments awarded and sub-contracts approved by 
the United States Armed Forces for goods and 
Services of any description for which payment is 
made by the United States Armed Forces, provided, 
however, the term offshore procurement shall not 
include procurement by the United States Armed 
Forces for which payment is made from funds made 
available by the Federal Republic in discharge of 
occupation costs or from defense support funds 
contributed by the Federal Republic for support of 
the United States Armed Forces, and shall not in- 
clude procurement by the exchange Systems of the 
Armed Forces and purchases by the individual 
members of the United States Armed Forces. 


Article 3 
Objectives 

(a) The primary objectives of the United States in insti- 
tuting the offshore procurement program are 

(i) to provide the United States Armed Forces with 
needed materials, supplies and Services, 

(ii) to provide equipment as rapidly as possible to meet 
defense requirements of countries participating in 
the Mutual Security Program, and 

(iii) to increase the ability of participating countries to 
equip and maintain their own forces. 

(b) Procurement under this program is not intended as 
Substitute for the Federal Republic's own defense 
production and it is understood that the program will be 
carried out in such a manner that it takes into account 
the capabilities of the German economy as well as 
essential domestic and export requirements of the Federal 
Republic and that it will not have harmful effect on 
other defense production undertaken by the Federal Re- 
public. 
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Artikel 4 

Durchführung des Programms 

Die Vereinigten Staaten führen das Offshore-Beschaf- 
fungsprogramm in Übereinstimmung mit den Gesetzen 
der Vereinigten Staaten über militärische Beschaffungen 
und mit dem Programm für gegenseitige Sicherheit durch. 
Auch ist es die Absicht der Vereinigten Staaten, daß das 
Offshore-Beschaffungsprogramm im Bundesgebiet durch- 
geführt wird, um die Grundsätze des Mutual Security- 
Act vom Jahre 1954 in seiner abgeänderten Fassung, des 
Mutual Defense Assistance Control Act aus dem Jahre 
1951 in seiner abgeänderten Fassung und des am 15. De- 
zember 1949 in Bonn Unterzeichneten Abkommens über 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundes- 
republik und den Vereinigten Staaten in seiner abge- 
änderten Fassung zu fördern. 


Artikel 5 

Umfang des Offshore-Beschaffungsprogramms 

Die Sach- und Werkleistungen, deren Durchführung im 
Rahmen des Offshore-Beschaffungsprogramms in Auftrag 
gegeben werden kann, umfassen militärische Gegenstände, 
Sach- und Werkleistungen jeglicher Art, die für militäri- 
sche Beschaffungen der Vereinigten Staaten geeignet sind 
und die entweder für das militärische Hilfsprogramm oder 
für die Streitkräfte der Vereinigten Staaten benötigt 
werden. Sofern nichts anderes bestimmt wird, finden die 
Bestimmungen dieses Abkommens auf Beschaffungen für 
beide Kategorien Anwendung, 

Artikel 6 

Austausch von Informationen 

Die Regierungen der Parteien dieses Abkommens wer- 
den sich zum Zwecke einer Koordinierung fortlaufend 
gegenseitig unterrichten über Beschaffungspläne, verfüg- 
bare Produktionseinrichtungen sowie über Fortschritte 
bei der Durchführung der Offshore-Beschaffungsprogramme 
in der Bundesrepublik. Die Regierung der Vereinigten 
Staaten wird die Regierung der Bundesrepublik, soweit 
dies tunlich und zweckdienlich ist, über das Beschaffungs- 
programm der Vereinigten Staaten in der Bundesrepublik 
unterrichten und wird die Regierung der Bundesrepublik 
von einzelnen Ausschreibungen rechtzeitig in Kenntnis 
setzen. Die Regierung der Bundesrepublik erhält von der 
Regierung der Vereinigten Staaten Durchschriften oder 
andere geeignete Unterlagen über die Aufträge, welche 
an deutsche Firmen vergeben worden sind. 

Artikel 7 

Beschränkende Geschäftspraktiken 

Die Regierungen der Parteien dieses Abkommens wer- 
den, jede innerhalb ihres eigenen Zuständigkeitsbereichs, 
das Offshore-Beschaffungsprogramm, soweit das nach 
deutschem Recht möglich ist, so durchführen, daß 

(a) in Übereinstimmung mit den entsprechenden inter- 
nationalen Abkommen die Schranken, welche einer 
ständig wachsenden Beteiligung des freien Privat- 
unternehmertums an der Entwicklung der Hilfs- 
quellen der Bundesrepublik entgegenstehen, besei- 
tigt werden und ein Anreiz für eine solche Betei- 
ligung gegeben wird; 

(b) allen kartell- und monopolartigen Geschäftsprak- 
tiken, die zu einer Beschränkung der Produktion 
und zu Preiserhöhungen führen, soweit wie möglich 
entgegengearbeitet wird, und der Wettbewerb sowie 
die Produktivität gefördert werden. 

Artikel 8 

Vertragsabschlüsse durch Beschaffungsbeamte 

Es besteht Einverständnis darüber, daß Offshore-Beschaf- 
fungsverträge im Namen der Vereinigten Staaten von den 
Beschaffungsbeamten der Streitkräfte der Vereinigten 
Staaten oder den von ihnen bevollmächtigten Personen 
abgeschlossen und abgewickelt werden. 


Article 4 

Conduct of Program 

The United States shall conduct the offshore procure- 
ment program in accordance with the laws of the United 
States governing military procurement and the mutual 
Security program. It is also the intent of the United States 
that the offshore procurement program shall be carried 
out in the Federal territory in furtherance of the principles 
of the Mutual Security Act of 1954, the Mutual Defense 
Assistance Control Act of 1951 as amended, and the 
Economic Cooperation Agreement between the Federal 
Republic and the United States, signed at Bonn on 15 De- 
cember 1949 as amended, 


Article 5 

Scope of the Offshore Procurement Program 

The goods and Services which may be procured under 
the offshore procurement program include all types of 
military end items, materials, supplies, equipment, and' 
Services appropriate for United States military procure- 
ment which may be required either for the United States 
military assistance program or for the United States 
Armed Forces. Unless otherwise specified, the provisions 
of this Agreement are applicable to procurement for 
both categories. 


Article 6 

Exchange of Information 

The Governments of the parties to this Agreement, in 
Order to achieve coordination, shall exchange Information 
on a continuing basis with respect to procurement plans, 
available production facilities and progress in the achieve- 
ment of the offshore procurement programs in the Federal 
Republic. The Government of the United States shall, 
insofar as feasible and appropriate, furnish to the Govern- 
ment of the Federal Republic Information relating to the 
United States’ procurement program in the Federal Re- 
public and will inform the Government of the Federal 
Republic in due time of individual requests for bids. The 
Government of the Federal Republic shall be supplied by 
the Government of the United States with copies or other 
appropriate information of such orders as have been 
piaced with German firms. 

Article 7 

Restrictive Business Practices 

The Governments of the parties to this Agreement, each 
within its own competence, shall implement the offshore 
procurement program, insofar as feasible under German 
law, in such a way as to ; 

(a) eliminate the barriers to, and provide the incentive 
for, a steadily increased participation of free private 
enterprise in developing the resources of the Federal 
Republic consistent with appropriate international 
agreements; 


(b) discourage, as far as feasible, all cartel and mono- 
polistic business practices which result in restricting 
production and increasing prices, and to encourage 
competition and productivity. 


Article 8 

Contract Placement by Contracting Officers 

It is understood that offshore procurement contracts 
will be awarded and administered on behalf of the United 
States by contracting officers of the United States Armed 
Forces or persons acting under their authority. 
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Artikel 9 

Vertragsparteien 

Es besteht Einverständnis darüber, daß Beschaffungs- 
beamte der Vereinigten Staaten nach ihrem Ermessen 
unmittelbar mit Einzelpersonen, Firmen oder juristischen 
Personen jeder Art im Bundesgebiet oder mit der Regie- 
rung der Bundesrepublik Verträge abschließen können. 

Artikel 10 

Unterstützung bei der Auswahl von Bewerbern 

Die zuständigen Stellen der Vereinigten Staaten können 
sich der Beratung der Regierung der Bundesrepublik oder 
der von ihr beauftragten Stellen hinsichtlich der in Frage 
kommenden Bewerber bedienen. Bei dieser Beratung wird 
sich die Regierung der Bundesrepublik, außer von dem 
Gesichtspunkt der Möglichkeit, die Produktion innerhalb 
der vorgeschriebenen Zeit durchzuführen, der Leistungs- 
fähigkeit, der technischen Eignung und der Betriebseinrich- 
tungen, von den verschiedenen in diesem Abkommen dar- 
gelegten Grundsätzen, Richtlinien und Bestimmungen 
leiten lassen, einschließlich aber nicht beschränkt auf die 
Grundsätze über freien Wettbewerb und freies Privat- 
unternehmertum, Verfügbarkeit von Krediten und Mate- 
rial sowie Sicherheitserwäguhgen. Die Hersteller und 
Unterauftragnehmer, welche von der Regierung der Bun- 
desrepublik ausgewählt werden oder private Auftrag- 
nehmer müssen für den Beschaffungsbeamten der Ver- 
einigten Staaten annehmbar sein, der jedoch bei der 
Auswahl von Bewerbern soweit wie möglich die Emp- 
fehlungen berücksichtigen wird, die während der mit der 
Regierung der Bundesrepublik gegebenenfalls abgehalte- 
nen Beratungen unterbreitet worden sind. 

Artikel 11 

Unterstützung der Offshore-Auftragnehmer 

(a) Die Regierung der Bundesrepublik wird gemäß der 
einschlägigen deutschen Gesetzgebung den Auftragnehmern 
und Unterauftraghehmern derjenigen Offshore-Aufträge, 
welche ihr nach Artikel 6 bekanntgegeben worden sind, 
keine ungünstigere Behandlung und Unterstützung hin- 
sichtlich der Lieferung von Material oder Betriebseinrich- 
tungen sowie der Vermittlung von Arbeitskräften ange- 
deihen lassen, wie sie Firmen gewährt werden, welche 
ähnliche Verträge für die Regierung der Bundesrepublik 
ausführen. 

(b) Es herrscht Einverständnis darüber, daß den Ver- 
einigten Staaten auf Grund des Abschlusses von Verträgen 
im Rahmen des Offshore-Beschaffungsprogramms keinerlei 
Verpflichtungen hinsichtlich einer Unterstützung der Auf- 
tragnehmer und Unteraufträgnehmer beim Erwerb von 
Material oder Betriebseinrichtungen entstehen. Unter- 
stützungen, die die Vereinigten Staaten gegebenenfalls zu 
gewähren bereit sind, werden im Wege der normalen Ver- 
sorgungsmaßnahmen für die Verteidigung geleistet, jedoch 
nicht durch ein besonderes Verfahren oder irgendeine be- 
sondere Vermittlung zugunsten der Auftragnehmer im 
Rahmen des Offshore-Beschaffungsprogramms. 


Article 9 

Parties to Contracts 

It is understood that United States contracting officers 
will contract directly with individuals, firms or other 
legal entities in the Federal territory or with the Govern- 
ment of the Federal Republic in accordance with the 
contracting officer's judgment. 

Article 10 

Assistance in the Selection of Contractors 

The cornpetent United States agencies may consult the 
Government of the Federal Republic or its authorized 
Offices for advice with regard to potential contractors. In 
furnishing such advice, in addition to considering the 
ability to produce within the time required, efficiency, 
technical ability and plant facilities, the Government of 
the Federal Republic shall be guided by the various prin- 
ciples, policies and provisions set forth in this Agreement, 
including, but not limited to, those concerning free 
competition and free private enterprise, availability of 
credit facilities and materials, and security considerations. 
Plants and sub-contractors selected by the Government 
of the Federal Republic or private contractors must be 
acceptable to the United States contracting officer who 
shall, however, when selecting contractors, take into 
account, as far as possible, the recommendations made 
during such consultations as may be had with the Govern- 
ment of the Federal Republic. 


Article 11 

Assistance to Offshore Procurement Contractors 

(a) The Government of the Federal Republic shall, sub- 
ject to the relevant German legislation, grant the contract- 
ors and the sub-contractors of offshoreprocurement Orders, 
of which it has been informed under Article 6, no less 
favorable treatment and assistance, with regard to the 
supply of materials or production equipment and to the 
furnishing of manpower, as will be granted to firms per- 
forming similar contracts for the Government of the 
Federal Republic. 

(b) It is understood that no Obligation with respect to 
assistance in obtaining materials or production equipment 
to contractors and sub-contractors shall be incurred by 
the United States by reason of entering into contracts 
under the offshore procurement program. 'Such assistance 
as the United States may be prepared to provide will be 
furnished through normal defense supply operations rather 
than through any special procedure or any special inter- 
cession in behalf of offshore procurement contractors. 


Artikel 12 

Kreditmaßnahmen 

Die Regierung der Bundesrepublik wird gemäß der ein- 
schlägigen deutschen Gesetzgebung sicherstellen, daß die 
Auftragnehmer im Rahmen des Offshore-Beschaffungs- 
programms die zur Finanzierung erforderlichen Bundes- 
bürgschaften unter denselben Bedingungen erhalten, wie 
sie zur Förderung der Ausfuhr verfügbar gemacht werden. 


Article 12 

Credit Arrangements 

The Government of the Federal Republic shall, subject 
to the relevant German legislation, insure that contractors 
under the offshore procurement program receive Federal 
guarantees {Bundesbürgschaft) for the credits required to 
finance their operations under the same conditions as such 
guarantees are made available for the promotion of 
exports. 


Artikel 13 

Steuern, Abgaben und Genehmigungen 

(a) Die Befreiung von deutschen Steuern, Abgaben und 
Zöllen, sofern diese sich auf die Ausgaben im Rahmen 
des Offshore-Beschaffungsprogramms auswirken, wird 
gemäß den Bestimmungen des in Bonn am 15. Oktober 1954 
Unterzeichneten „Abkommens zwischen der Bundesrepublik 


Article 13 

Taxes, Duties und Licenses 

(a) Relief from German taxes, levies and customs duties, 
insofar as they affect expenditures under offshore procure- 
ment programs, shall be granted in accordance with the 
“Agreement between the United States of America and 
the Federal Republic of Germany Concerning the Tax 
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Öeutschidiicl und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die von der Bundesrepublik zu gewährenden Ab- 
gabenvergünstigungen für die von den Vereinigten Staa- 
ten zum Zwecke der gemeinsamen Verteidigung geleiste- 
ten Ausgaben" gewährt. 

(b) Nach Maßgabe von Artikel 3 (b) dieses Abkommens 
sowie der einschlägigen deutschen Bestimmungen werden 
die zuständigen Stellen in der Bundesrepublik auf Antrag 
alle vorgeschriebenen Genehmigungen einschließlich De- 
visen-, Ein- und Ausfuhrgenehmigungen erteilen, die für 
die Ausführung von Offshore-Aufträgen gegebenenfalls 
erforderlich sind. 

Artikel 14 
Geheimschutz 

(a) Falls die Regierung der Vereinigten Staaten mit der 
Regierung der Bundesrepublik Beschaffungskontrakte 
abschließt, wird jegliches Geheimmaterial einschließlich 
Informationen, das von einer Regierung übergeben wird, 
von der Empfängerregierung den Grad von Geheimschutz 
erhalten, der demjenigen im wesentlichen entspricht, den 
dieses Material bei der abgebenden Regierung hatte, und 
die Empfängerregierung wird dieses Material wie ihr 
eigenes Material der entsprechenden Geheimhaltungsstufe 
behandeln. Die Empfängerregierung darf solches Material 
nur für militärische Zwecke verwenden und auch eine 
anderweitige Verwendung nicht gestatten; auch darf sie 
derartiges Material keinem dritten Staat ohne die Ge- 
nehmigung der Regierung, von der das Material ursprüng- 
lich herrührte, zugänglich machen und auch nicht gestatten, 
daß dies durch andere geschieht. 

(b) Bei Beschaffungsverträgen, die von der Regierung 
der Vereinigten Staaten mit privaten Auftragnehmern im 
Bundesgebiet abgeschlossen werden, sind ähnliche Ge- 
heimschutzmaßnahmen in bezug auf Geheimmaterial an- 
zuwenden. Geheimmaterial der Vereinigten Staaten, das 
von einem Auftragnehmer benötigt wird, wird an das 
zuständige Ministerium der Bundesrepublik übergeben. 
Ein bevollmächtigter Vertreter' dieses Ministeriums wird 
das Material an den Auftragnehmer in einer Weise über- 
mitteln, die die Anwendung der Bestimmungen der deut- 
schen Strafgesetzgebung zuläßt. Derartiges Material er- 
hält vor der Übergabe eine Geheimhaltungsstufe der 
Bundesrepublik, die dem Material im wesentlichen den 
gleichen Grad von Geheimschutz wie dem von den Ver- 
einigten Staaten gewährten Grad gibt, und zum Zeitpunkt 
der Übergabe gibt die Regierung der Bundesrepublik dem 
Auftragnehmer bekannt, daß das ihm übergebene Geheim- 
material gleichermaßen Geheimmaterial der Bundesrepu- 
blik darstellt und den Bestimmungen der deutschen Straf- 
gesetzgebung unterliegt. 

(c) Die Regierung der Bundesrepublik wird auf Ersuchen 
eine Sicherheitsüberprüfung jedes in Frage kommenden 
Auftragnehmers im Bundesgebiet in der gleichen Weise 
durchführen, wie solche Untersuchungen gegebenenfalls 
in Zukunft in Fällen von Beschaffungen der Regierung der 
Bundesrepublik für Verteidigungszwecke in Übereinstim- 
mung mit deutschem Recht durchgeführt werden; der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten wird eine gutachtliche 
Äußerung als Ergebnis dieser Untersuchungen abgegeben. 
Für die gemäß diesem Absatz ausgeführte Tätigkeit dürfen 
seitens der Regierung der Bundesrepublik keine Gebühren 
erhoben werden. 

Artikel 15 
Überprüfungen 

(a) Überprüfungen werden zum Zwecke der Feststellung 
erfolgen, ob militärische Gegenstände, Sach- und Werk- 
leistungen den Vertragsbestimmungen und sonstigen 
Erfordernissen entsprechen. Auf Ersuchen der Streit- 
kräfte der Vereinigten Staaten wird eine Überprüfung, 
die sich auf derartige, seitens der Regierung der 
Vereinigten Staaten entweder bei der Regierung 
der Bundesrepublik oder bei anderen Auftragnehmern 
bestellte Gegenstände und Leistungen erstreckt, von Ver- 
tretern der Regierung der Bundesrepublik ohne Unkosten 
oder Gebühren für die Regierung der Vereinigten Staaten 
durchgeführt. Im Zusammenhang mit diesen Überprüfun- 


Relief to be Accorded by the Federal Republic to United 
States Expenditures in the Interests of the Common 
Defense", signed at Bonn on October 15, 1954. 


(b) Subject to Article 3 (b) of this Agreement, and the 
relevant German regulations, the appropriate agencies in 
the Federal Republic shall issue upon application all the 
prescribed licenses, including foreign exchange, Import 
and export licenses, which may be necessary for the 
execution of offshore Orders. 


Article 14 
Security 

(a) In the case of procurement contracts placed by the 
Government of the United States with the Government of 
the Federal Republic, any classified material, including 
Information, delivered by one government shall be given 
Security protection by the recipient government corres- 
ponding substantially to that afforded by the originating 
government and shall be treated by the recipient govern- 
ment as its own classified material of a corresponding 
Security grading. The recipient government shall not use 
such material, or permit it to be used, for other than 
military purposes and shall not disclose such material, or 
permit it to be disclosed, to another nation without the 
consent of the originating government. 


(b) In the case of procurement contracts placed by the 
Government of the United States with private contractors 
in the Federal territory, similar security arrangements 
for classified material shall be followed. Classified 
material of the United States needed by a contractor will 
be delivered to the appropriate Ministry of the Federal 
Republic. An authorized representative of that Ministry 
will transmit the material to the contractor in such a way 
as to make the provisions of the German penal legis- 
lation applicable to it. Such material shall, prior to trans- 
mittal, receive a security Classification of the Federal 
Republic which shall afford to the material substantially 
the same degree of security as that afforded by the United 
States, and, at the time of transmittal, the Government of 
the Federal Republic shall notify the contractor that the 
classified material delivered to him is also classified 
material of the Federal Republic and subject to the pro- 
visions of the German penal legislation. 


(c) The Government of the Federal Republic shall, 
upon request, conduct a security investigation of any 
prospective contractor in the Federal territory in the 
same manner as such investigations may in the future be 
conducted in accordance with German law in cases of 
defense procurement by the Government of the Federal 
Republic, and a recommendation resulting from such 
investigation shall be made to the Government of the 
United States. No charges shall be made by the Govern- 
ment of the Federal Republic for Services rendered 
pursuant to this paragraph. 


Article 15 
Inspections 

(a) Inspections shall be made for the purpose of deter- 
mining whether military end items, materials, Services, 
supplies and equipment conform to contract specifications 
and other requirements. Such inspections covering such 
items procured by the Government of the United States 
either from the Government of the Federal Republic or 
from other contractors shall, when requested by the 
United States Armed Forces, be carried out without cost 
or Charge to the Government of the United States by 
representatives of the Government of the Federal Re- 
public. In Connection with these inspections, the Govern- 
ment of the Federal Republic shall certify to the Govern- 
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gen wird die Regierung der Bundesrepublik der Regierung 
der Vereinigten Staaten bescheinigen, ob die geprüften 
Leistungen den Spezifikationen und allen Vertragsbedin- 
gungen entsprechen. Überprüfungen, falls darum nadige- 
sucht wird, werden fachmännisch und nach bestem Wissen 
ohne finanzielle Haftung für Mängel durchgeführt. Wenn 
auch die Regierung der Bundesrepublik solche Überprü- 
fungen durchführt, erkennt sie dennoch das Recht der 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten an, an allen geeigne- 
ten Stellen einschließlich der Betriebe der Unterauftrag- 
nehmer in jedem Produktions- oder Herstellungsstadium 
Überprüfungen vorzunehmen und wird den Prüfungs- 
beamten der Vereinigten Staaten die erforderlichen Er- 
leichterungen und Unterstützungen für derartige Über- 
prüfungen gewähren. Es ist jedoch nicht die Absicht der 
Regierung der Vereinigten Staaten, falls die Regierung 
der Bundesrepublik bereits eine Überprüfung durchgeführt 
hat, allgemein noch eine weitere vorzunehmen. Die end- 
gültige Abnahme der auf Grund des Vertrages durchge- 
führten Sach- und Werkleistungen, die die Grundlage für 
die Zahlung der Vertragspreise bildet, erfolgt ausschließ- 
lich durch die Regierung der Vereinigten Staaten. 

(b) Die Regierung der Vereinigten Staaten wird ihre 
Vertreter darauf hinweisen, daß sie den vertraulichen 
Charakter jeglicher Herstellungs- und Geschäftsgeheim- 
nisse der Auftragnehmer und Unterauftragnehmer be- 
achten, von denen sie bei Ausübung ihres Dienstes 
auf Grund von Überprüfungen aus Unterlagen oder In- 
struktionen Kenntnis erhalten haben. 

Artikel 16 

Standardkontraktbedingungen 

Die Regierungen der Parteien dieses Abkommens wer- 
den Standardbedingungen zustimmen, die in Kontrakten 
zwischen ihnen entsprechende Anwendung finden sollen. 
In die einzelnen Kontrakte können, sofern es angebracht 
erscheint, noch andere Bedingungen aufgenommen wer- 
den, einschließlich solcher, aber nicht beschränkt hierauf, 
über zeitlich gestaffelte Zahlungen, Vorauszahlungen und 
Abschlagszahlungen. Die Regierung der Bundesrepublik 
wird angemessene Hilfe leisten, um die Erfüllung aller 
Kontraktbestimmungen zu erleichtern. 

Artikel 17 

Schutz von Sachen und Personal der Vereinigten Staaten 

(a) Rechte der Vereinigten Staaten in bezug auf Sachen, 
die durch Offshore-Beschaffungsverträge in der Bundes- 
republik zu Eigentum erworben worden sind, sowie in 
bezug auf Sachen, die im Zusammenhang mit solchen 
Verträgen verwendet werden, unterliegen nicht der Be- 
schlagnahme oder anderen Eingriffen durch deutsche Ge- 
richte und Behörden. 

(b) Die Vereinigten Staaten unterliegen im Hinblick 
auf die aus einem Offshore-Beschaffungsvertrag gegebe- 
nenfalls entstehende rechtliche Haftung nicht der deut- 
schen Gerichtsbarkeit. 

(c) Die Beschaffungsbeamten sowie anderes bevoll- 
mächtigtes Beschaffungspersonal der Vereinigten Staaten 
unterliegen im Hinblick auf eine rechtliche Haftung, die 
aus der Ausübung ihrer amtlichen Tätigkeit im Rahmen 
der Offshore-Beschaffungsprogramme gegebenenfalls ent- 
steht, nicht der deutschen Gerichtsbarkeit. 

Artikel 18 

Klausel über Ausscliluß von Gewinnen 

Es besteht Einverständnis darüber, daß bei Offshore- 
Beschaffungsverträgen keine feststellbaren Gewinne 
irgendwelcher Art einschließlich Nettogewinnen, die sich 
aus Wechselkursschwankungen ergeben, von der Regie- 
rung der Bundesrepublik einbehalten werden dürfen. Die 
Regierung der Bundesrepublik erklärt sich bereit, festzu- 
stellen, ob ein derartiger Gewinn erzielt wurde. 

Wenn dies der Fall ist oder wenn die Regierung der 
Vereinigten Staaten der Ansicht ist, daß ein derartiger 
Gewinn möglicherweise erzielt worden ist, erklärt sich 
die Regierung der Bundesrepublik damit einverstanden, 


ment of the United States whether the supplies inspected 
meet the specifications and all the terms of the contract. 
Inspections when so requested shall be performed in a 
Professional manner and in good faith without any 
financial liability for defects. When the Government of 
the Federal Republic carries out such inspections, it never- 
theless recognizes the right of the United States Armed 
Forces to make inspections in all appropriate places, in- 
cluding plants of sub-contractors, at any stage of 
production or manufacture and shall accord the United 
States inspectors necessary facilities and Cooperation to 
allow them to make such inspections. However, it is not 
the Intention of the Government of the United States 
generally to duplicate inspections made by the Govern- 
ment of the Federal Republic. Final acceptance of articles 
produced or Services rendered under the contract, as a 
basis for payment of the contract prices, shall be made 
solely by the Government of the United States. 


(b) The Government of the United States shall inform 
its representatives that they should respect the con- 
fidential nature of any knowledge of production secrets 
and trade secrets of contractors and sub-contractors 
gained in the course of the performance of their duties 
through inspection or from documentation and instruction. 

Article 16 

Standard Contract Clauses 

Standard clauses will be agreed to by the Governments 
of the parties to this Agreement for use, as appropriate, 
in contracts between them. Other clauses, including, but 
not limited to, escalation, advance and progress payment 
clauses where appropriate, may be included in individual 
contracts. The Government of the Federal Republic shall 
render appropriate assistance to facilitate the performance 
of all contract provisions. 


Article 17 

Protection of United States Property and Personnel 

(a) Rights and interests of the United States pertaining 
to property. which has been acquired by offshore procure- 
ment contracts in the Federal Republic, or in property 
used in connection with such contracts, are not subject 
to seizure, attachment or other interference by German 
Courts and authorities. 

(b) The United States shall be immune from German 
jurisdiction with respect to legal liability which might 
arise out of an offshore procurement contract. 

(c) United States Procurement Officers as well as other 
United States procurement personnel shall not be subject 
to German jurisdiction with respect to legal liability 
which might result from the execution of their official 
activity under the offshore procurement programs. 

Article 18 
No Profits Clause 

On offshore procurement contracts it is understood that 
no identifiable profit of any nature, including net gains 
resulting from fluctuations in exchange rates, shall be 
retained by the Government of the Federal Republic. The 
Government of the Federal Republic agrees to determine 
whether any such profit has been realized, in whidi event, 
or in the event that the Government of the United States 
considers that such profit may have been realized, the 
Government of the Federal Republic agrees that it shall 
immediately enter into conversations with the Govern- 
ment of the United States for the purpose of determining 
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unverzüglich in Besprechungen mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten einzutreten, um das Vorhandensein 
und die Höhe eines derartigen Gewinns festzustellen. 
Während dieser Besprechungen haben die Vertreter der 
Vereinigten Staaten zu allen Dokumenten und Buchfüh- 
rungsunterlagen, die gegebenenfalls zur Ermittlung des 
Tatbestandes benötigt werden, Zugang. Bei der Berech- 
nung dieser Nettogewinne ist von den Verträgen als 
Gesamtheit auszugehen, und die gesamten Nettoverluste 
aus allen Verträgen können gegen die gesamten Netto- 
gewinne aus allen Verträgen aufgerechnet werden. Steht 
als Ergebnis der zwischen den beiden Regierungen er- 
folgten Besprediungen fest, daß die Regierung der Bun- 
desrepublik bei derartigen Verträgen einen Gewinn er- 
zielt hat, so vergütet sie der Regierung der Vereinigten 
Staaten den Gewinnbetra^g gemäß den zwischen beiden 
Regierungen zu vereinbarenden Abmachungen und Ver- 
fahren. Auf Ersuchen einer der beiden Regierungen wird 
zum frühest möglichen Datum für erfüllte Verträge eine 
Verrechnung über die Rückvergütung vorgenommen, je- 
doch muß diese Verrechnung bis zum Ende des auf das 
Kalenderjahr folgenden Jahres erfolgen, in dem der be- 
treffende Vertrag erfüllt ist. Dieser Artikel ist nicht da- 
hingehend auszulegen, daß er in irgendeiner Weise die 
in einzelnen Verträgen möglicherweise enthaltenen Be- 
stimmungen über Rückvergütung von Gewinnen berührt. 
Es besteht Einverständnis darüber, daß im Bundesgebiet 
Gesetzesvorschriften in Kraft sind, die dem Renegotia- 
tion-Act der Vereinigten Staaten von 1951 entsprechen. 

Artikel 19 

Vertragsbedingungen 

(a) Da die Gesetze der Vereinigten Staaten die Ver- 
wendung von Verträgen verbieten, die eine Bezahlung 
auf der Grundlage von Kosten zuzüglich eines Kosten- 
prozentsatzes vorsehen, besteht Einverständnis darüber, 
daß ein solches Verfahren zur Bestimmung des Vertrags- 
preises nicht bei solchen Verträgen angewendet werden 
darf, die zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten 
und entweder der Regierung der Bundesrepublik oder 
einem deutschen Auftragnehmer abgeschlossen worden 
sind. Darüber hinaus wird die Regierung der Bundes- 
republik bei Unterverträgen auf Grund von Kontrakten 
zwischen der Regierung der Vereinigten Staaten und der 
Regierung der Bundesrepublik keine Vertragsform an- 
wenden, die eine Bezahlung auf der Grundlage von 
Kosten zuzüglich eines Kostenprozentsatzes vorsieht. 

(b) Unter Bieachtung der Bestimmungen von Artikel 18 
sind Verträge auf der Grundlage von Kosten zuzüglich 
eines festen Gewinnbetrages dadurch nicht ausgeschlossen. 

Artikel 20 

Ünterrichtung über Unterverträge 

Die Regierung der Bundesrepublik wird den Beschaf- 
fimgsbeamten der Vereinigten Staaten die von ihnen 
gegebenenfalls erbetenen Informationen geben in bezug 
auf die von der Regierung der Bundesrepublik erfolgte 
Vergabe von Aufträgen im Rahmen der zwischen der 
Regierung der Vereinigten Staaten und der Regierung 
der Bundesrepublik abgeschlossenen Kontrakte. 

Artikel 21 

Bestimmungsland für Fertigwaren 

Wenn auch die Festlegung der Spezifikationen und der 
anderen Erfordernisse für die einzelnen Offshore-Be- 
schaffungsverträge eine vorläufige Angabe über das Emp- 
fängerland, an das die Fertigwaren geliefert werden 
sollen, gegebenenfalls verlangt, so besteht doch Einver- 
ständnis darüber, daß die Vereinigten Staaten später 
jede dieser vorläufigen Angaben in bezug auf das Land, 
das letzten Endes der Empfänger der hergestellten Fer- 
tigwaren sein wird, ändern können. 

Artikel 22 

Verhältnis zu den Bonner Verträgen 

Es herrscht Einverständnis darüber, daß das Inkraft- 
treten des „Vertrages über die Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten" 


the existence and the amount of such profit. Düring these 
conversations the United States representatives shall 
have access to such documents and accounting data as 
may be necessary to determine the facts. In the compu- 
tation of net profits hereunder, the contracts shall be 
taken collectively, and total net losses under all contracts 
may be offset against total net profits under all contracts. 
If, as a result of conversations between the two Govern- 
ments, it is established that profit has been realized by 
the Government of the Federal Republic on such contracts, 
it shall refund the amount of the profit to the Government 
of the United States under arrangements and procedure to 
be agreed upon between the two Governments. At the 
request of either Government, a refund adjustment shall 
be accomplished on completed contracts at the earliest 
practicable date, but this adjustment must be effected by 
the end of the year following the calendar year in which 
the contract concerned is completed. This article shall not 
be construed as affecting in any manner any profit- 
refunding provisions as may be contained in individual 
contracts. It is understood that there is in effect in the 
Federal territory legislation equivalent to the United 
States Renegotiation Act of 1951. 


Article 19 

Contract Terms 

(a) Since the Statutes of the United States prohibi 
utilization of a contract upon which payment is based or 
cost plus a percentage of cost, it is understood that such 
a System of determining payment shall not be employed 
in contracts entered into between the Government of the 
United States and either the Government of the Federal 
Republic or German contractors. Further, the Government 
of the Federal Republic shall not utilize the type of 
contract in which payment is made on the basis of cost 
plus a percentage of cost in sub-contracts under any 
contract between the Government of the United States 
and the Government of the Federal Republic. 


(b) Subject to the provisions of Article 18, contracts 
based on cost plus a fixed fee are not prohibited. 


Article 20 

Reporting of Sub-Contracts 

The Government of the Federal Republic shall furnish 
to the United States contracting officers such information 
as may be requested regarding contracts placed by the 
Government of the Federal Republic under contracts 
entered into between the Government of the United States 
and the Government of the Federal Republic. 


Article 21 

Destination of End-Items 

Althougli the determination of specifications and other 
requirements of particular offshore procurement contracts 
may require a tentative Identification of the recipient 
country to which the end-items are to be delivered, it is 
understood that the United States may subsequently 
amend any such tentative identification as to which 
country shall be the ultimate recipient of the end-items 
produced. 


Article 22 

Relationship to the Bonn Conventions 

It is understood that the arrangements as provided for 
in this Agreement would not be affected by the coming 
into force of the "Convention on Relations between the 
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einsdiließlich der Zusatzverträge in der Fassung der ent- 
spredienden Listen zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris 
Unterzeichneten „Protokoll über die Beendigung des Be- 
satzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland" die 
in diesem Abkommen vorgesehenen Abmachungen nicht 
berührt. 

Artikel 23 

Anwendung auf Berlin 

(a) Dieses Abkommen gilt von dem in Artikel 25 be- 
zeichneten Zeitpunkt ab auch für das Land Berlin, wel- 
ches für die Zwecke dieses Abkommens die Gebiete um- 
faßt, über welche der Senat von Berlin behördliche Be- 
fugnisse ausübt. 

(b) Die Gültigkeit dieses Abkommens für das Land 
Berlin im Sinne des vorstehenden Absatzes hängt davon 
ab, daß die Regierung der Bundesrepublik vorher den 
Vereinigten Staaten eine schriftliche Erklärung abgibt, 
daß alle für die Anwendung dieses Abkommens in Berlin 
erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Artikel 24 

Ergänzungen und Änderungen 

(a) Die Regierungen der Parteien dieses Abkommens 
werden auf Ersuchen einer von beiden miteinander über 
jede Frage beraten, die die Anwei:;dung dieses Abkom- 
mens oder die gemäß diesem Abkommen getroffenen 
Maßnahmen oder Vereinbarungen betrifft. 

(b) Jede Regierung kann jederzeit eine Überprüfung 
dieses Abkommens beantragen. Die beiden Regierungen 
werden über jede etwa auftauchende Frage in Verhand- 
lungen eintreten mit dem Ziel einer beiderseits befriedi- 
genden Lösung entsprechend den Grundsätzen dieses Ab- 
kommens. 

(c) Dieses Abkommen kann jederzeit durch eine Ver- 
einbarung zwischen den Vertragsstaaten geändert wer- 
den. 

Artikel 25 

Schlußbestimmungen 

Dieses Abkommen tritt mit Hinterlegung einer Rati- 
fikationsurkunde durch die Bundesrepublik bei der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen zu die- 
sem Zweck gehörig bevollmächtigten Vertreter dieses 
Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn am vierten April 1955 in doppel- 
ter Urschrift in deutscher und englischer Sprache, wobei 
der Wortlaut beider Sprachen gleichermaßen verbindlich 
ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Adenauer 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
gezeichnet: 

James B. C o n a n t 


Three Powers and the Federal Republic of Germany", 
including related Conventions, as amended by the ^ 
relevant Schedules to the "Protocol on the Termination of 
the Occupation Regime in the Federal Republic of Ger- 
many" signed at. Paris on 23 October, 1954. 

Articl e 23 

Application to Berlin 

(a) This Agreement shall also apply from the date 
specified in Article 25 to Land Berlin which, for the 
purpose of this Agreement, comprises those areas over 
which the Berlin Senate exercises Jurisdiction. 

(b) It is a condition to the appUcation of this Agree- 
ment to Land Berlin, in accordance with the preceding 
Paragraph, that the Federal Republic shall previously 
have furnished to the United States a notification that all 
legal procedures in Berlin necessary for the application of 
this Agreement therein have been complied with. 

Article 24 

Supplements and Amendments 

(a) The Governments of the parties to this Agreement 
shall, upon the request of either of them, consult regard- 
ing any question relating to the application of this Agree- 
ment or to the operations or arrangements carried out 
pursuant to this Agreement. 

(b) Either Government may apply at any time for re- 
view of the Agreement. The two Governments shall enter 
into negotiations aiming at a mutually satisfactory 
Solution based on the principles of this Agreement with 
respect to any problem that may arise. 

(c) This Agreement may be amended at any time by 
agreement between the contracting parties. 

Article 25 

Final Clauses 

This Agreement shall enter into force upon the deposit 
of an instrument of ratification by the Federal Republic 
with the Government of the United States. 


IN WITNESS WHEREOF the respective representatives, 
duly authorized for the purpose, have signed this Agree- 
ment. 

DONE at Bonn, in duplicate, in the English and German 
languages, both of which texts are authentic, this 4th 
day of April, 1955. 

For the United States of America 
signed: 

James B. Conan t 

For the Federal Republic of Germany 
signed; 

Adenauer 
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Begründung 


L 

Der Abschluß gegenseitiger Vereinbarungen über die 
Durchführung sogenannter Offshore-Beschaffungen wurde 
der Bundesregierung von der amerikanischen Regierung 
vorgeschlagen. Hierdurch soll — ebenso wie auf steuer- 
lichem Gebiet durch die Gewährung gewisser Abgaben- 
vergünstigungen (Gesetz betreffend das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika vom 15. Oktober 1954 über 
die von der Bundesrepublik zu gewährenden Abgaben- 
vergünstigungen für die von den Vereinigten Staaten 
im Interesse der gemeinsamen Verteidigung geleisteten 
Ausgaben [Offshore-Steuergesetz] vom 19. August 1955 
[Bundesgesetzbl.il S. 821, vom 25. August 1955]) — die 
Voraussetzung für eine Beteiligung der Bundesrepublik 
an jenen Aufträgen geschaffen werden, die im Rahmen 
des amerikanischen Verteidigungs- und Außenhilfepro- 
gramms außerhalb der Vereinigten Staaten vergeben 
werden. Auf Grund der amerikanischen Gesetzgebung 
dürfen nämlich Offshore-Beschaffungen nur in solchen 
Ländern vorgenommen werden, die mit den Vereinigten 
Staaten verbindliche Abmachungen über deren wirtschaft- 
liche und steuerliche Behandlung getroffen haben. 

Demgemäß sind derartige Abkommen bereits mit der 
Mehrzahl der am Gegenseitigen Sicherheitsprogramm 
(Mutual Security Programm) beteiligten Länder ab- 
geschlossen worden; ihr Inhalt und Wortlaut beruhen 
auf einem vom amerikanischen Kongreß gebilligten Ver- 
tragsschema. Die von deutscher Seite ausgehandelten 
Abmachungen sind in dem „Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über Offshore-Beschaffungen" (Offshore- 
Wirtschaftsabkommen) niedergelegt, welches am 4. April 
1955 vom Bundeskanzler und dem Hohen Kommissar der 
Vereinigten Staaten in Bonn unterzeichnet worden ist. 


II. 

Das Offshore-Wirtschaftsabkommen stellt im wesent- 
lichen eine weitere Durchführung des Abkommens über 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik 
Deutschland vom 15. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 
S. 9) dar, dessen Grundsätze gemäß Artikel 4 gefördert 
werden sollen. Es kann angenommen werden, daß ein 
großer Teil der in der Bundesrepublik im Rahmen des 
Offshore-Programms beschafften Gegenstände den deut- 
schen Streitkräften zur Verfügung gestellt wird. Die 
Offshore-Aufträge ermöglichen der deutschen Wirtschaft 
u. U. den sogenannten Vorlauf, d. h. sie können den 
deutschen Betrieben zur Vorbereitung für die Übernahme 
entsprechender deutscher Aufträge sowie zur Rationali- 
sierung der künftigen Produktion dienen. 

Verbindliche Auskünfte über den Umfang der zu er- 
wartenden Offshore-Aufträge, über die Art des in der 
Bundesrepublik zu beschaffenden Materials sowie dar- 
über, in welchen Fällen die Aufträge als Regierungsauf- 
träge vergeben werden, konnten von den Vertretern der 
Vereinigten Staaten bisher nicht erlangt werden. Nach 
den vorliegenden Erklärungen kann auf alle Fälle damit 
gerechnet werden, daß die Offshore-Aufträge für die 
Bundesrepublik in dem Umfange zunehmen werden, wie 
die aus dem deutschen Stationierungsbeitrag zu finan- 
zierenden Aufträge für die amerikanischen Streitkräfte 
in der Bundesrepublik abnehmen werden. Ferner haben 
die arnerikanischen Vertreter erklärt, daß Bauleistungen 
nicht im Rahmen des Offshore-Programms zur Vergabe 
gelangen werden. Der Bedarf an Bauten in der Bundes- 
republik wird nach dem Truppenvertrag vom 23. Oktober 
1954 oder dem an dessen Stelle tretenden Abkommen 
zu decken sein. Damit entfällt die Notwendigkeit, Bau- 
leistungen in das Offshore-Programm einzubeziehen. 

Die Offshore-Aufträge werden im allgemeinen in Dol- 
lar bezahlt, erhöhen also den Devisenzufluß der Bundes- 
republik. Daneben dürfen allerdings auch bestimmte DM- 
Mittel eingesetzt werden, die jedoch ebenfalls mit Dollar- 
ausgaben der Vereinigten Staaten in Beziehung stehen 


unci auf deren Verwendung für diese Zwecke die Bundes- 
regierung nach dem Offshore-Steuergesetz (Bundesge- 
setzbl. II S. 821, vom 25. August 1955 — vgL dort Anhang, 
Nr. 2 zu Artikel II und VII — ) maßgeblichen Einfluß hat. 


III. 

Der Zweck des Abkommens ist, eine Rechtsgrundlage 
zu schaffen für Beschaffungen der Streitkräfte der Ver- 
einigten Staaten im Interesse der gemeinsamen Verteidi- 
gung, ciie nicht aus den von der Bundesrepublik für die 
Stationierung von amerikanischen Streitkräften zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln bezahlt werden. Das Abkom- 
men legt demgemäß bestimmte Grundsätze, Richtlinien 
und Sonderbestimmungen fest, nach denen solche Be- 
schaffungen in der Bundesrepublik durchgeführt werden 
sollen (Artikel 1). Es regelt insbesondere die Fragen der 
Koordinierung von Beschaffungsprogrammen (Artikel 6), 
der Unterstützung durch deutsche Dienststellen bei der 
Auswahl (Artikel 10) und Versorgung (Artikel 11) der 
Auftragnehmer, des Geheimschutzes (Artikel 14), der Fer- 
tigungsüberprüfungen (Artikel 15) sowie des Schutzes von 
Sachen und Personal der Vereinigten Staaten (Artikel 17). 
Ferner sieht das Abkommen die Möglichkeit vor (Arti- 
kel 9), daß Offshore-Aufträge nicht nur an deutsche Fir- 
men, sondern auch ^ an die Bundesregierung vergeben 
werden (Government to Government-Contracts — GtG- 
Kontrakte), wobei es der Bundesregierung freisteht, 
solche Aufträge anzunehmen oder abzulehnen. 

Artikel 3 des Abkommens gibt in Form einer Grund- 
satzerklärung die Hauptziele der Vereinigten Staaten bei 
der Aufstellung des Offshore-Besdiaffungsprogramms 
wieder. An dieser Stelle des Abkommens [Artikel 3 (b)] 
ist eine Schutzklausel eingefügt, wonach das Offshore- 
Programm so durchgeführt wird, 

„daß es der Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft sowie dem wesentlichen Inlands- und Aus- 
fuhrbedarf der Bundesrepublik Rechnung trägt und 
sich auf die übrige von der Bundesrepublik über- 
nommene Verteidigungsproduktion nicht nachteilig 
auswirkt." 

Für die oben erwähnten Regierungsaufträge (GtG-Kon- 
trakte) werden Standardkontraktbedingungen in einem 
Musterkontrakt zusammengefaßt, der als Modell für 
solche Aufträge dienen soll. Es ist im Abkommen (Ar- 
tikel 16) jedoch ausdrücklich vorgesehen, daß auch an- 
dere Bedingungen vereinbart werden körmen. 

IV. 

Im einzelnen enthält das Offshore-Wirtschaftsabkom- 
men neben den in Abschnitt III erwähnten Grundsatz- 
erklärungen über Zweck und Ziele des Abkommens fol- 
gende Regelungen* 

1. Die Bundesregierung wird über die amerikanischen 
militärischen Beschaffungsprogramme in der Bundes- 
republik, über einzelne Beschaffungsvorhaben sowie 
über die vergebenen Offshore-Aufträge zum Zwecke 
der Koordinierung unterrichtet (Artikel 6). Sie hat 
somit die Möglichkeit, etwaige Überschneidungen mit 
anderen Beschaffungsprogrammen (z. B. Truppenver- 
trag Artikel 39; Bedarf der eigenen Streitkräfte) zu 
vermeiden. Sie kann gegebenenfalls bestimmte Posi- 
tionen der Programme oder bestimmte Einzelaufträge 
zurückweisen, 

2. Die amerikanischen Beschaffungsstellen können sich 
der Beratung der Bundesregierung bei der Auswahl 
von Auftragnehmern bedienen (Artikel 10). Die Bun- 
desregierung ist hierdurch in der Lage, die von ihr 
erlassenen „Richtlinien für die Berücksichtigung be- 
vorzugter Bewerber bei der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen" zur Anwendung zu bringen und Einfluß 
auf die Streuung der Aufträge und die Ausnutzung 
der jeweils vorhandenen Kapazitäten zu nehmen. 

3. Artikel 11 des Abkommens regelt die Behandlung 
der deutschen Auftragnehmer hinsichtlich der Belie- 
ferung mit Material oder Betriebseinrichtungen sowie 
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der Vermittlung von Arbeitskräften. Gegenüber den 
sehr weitgehenden amerikanischen Vorschlägen be- 
schränkt sich diese Regelung auf eine allgemeine 
Verpflichtung der Bundesregierung, den Offshore- 
Auftragnehmern — ohne Übernahme einer Liefer- 
garantie und allein nach Maßgabe der einschlägigen 
deutschen Gesetze — keine ungünstigere Behandlung 
und Unterstützung angedeihen zu lassen, als sie Fir- 
men gewährt werden, welche ähnliche Verträge für 
die Regierung der Bundesrepublik ausführen. Ferner 
ist ihr Tätigwerden davon abhängig gemacht, daß ihr 
die Aufträge rechtzeitig (gemäß Artikel 6) vorher 
bekanntgegeben worden sind. Die Zusage einer Gleich- 
behandlung der Offshore-Aufträge mit Aufträgen für 
die eigenen deutschen Streitkräfte ergab sich aus der 
Parallellage zum Trupp enver trag, aus der Erwägung, 
daß es sich vielfach um die gleichen Auftragnehmer 
handeln werde, sowie aus der Tatsache, daß andere 
Staaten entsprechende Zusagen gemacht haben. 

4. Unter dem Gesichtspunkt der Angleichung von Off- 
shore-Lieferungen an reguläre Ausfuhrgesdiäfte sieht 
Artikel 12 in Bezug auf die Gewährung von zur 
Finanzierung erforderlichen Bundesbürgschaften eine 
gleichartige Behandlung der Offshore- Auftragnehmer 
gegenüber sonstigen Exportfirmen vor, eine Bestim- 
mung, die auch in den Offshore-Vereinbarungen der 
Vereinigten Staaten mit anderen Ländern enthalten 
ist. 

5. Die Erwährung des Offshore-Steuerabkommens in 
Artikel 13 (a) hat lediglich verweisenden, nicht kon- 
stitutiven Charakter. 

6. Beide Regierungen übernehmen in Artikel 14 die 
Verpflichtung, jegliches Geheimmaterial einschließ- 
lich Informationen nach dem Grad des Geheimschut- 
zes zu behandeln, den dieses Material bei der abge- 
benden Regierung hat. Artikel 14 (c) sieht vor, daß 
die Bundesregierung auf Ersuchen kostenlos Sicher- 
heitsüberprüfungen bei Auftragnehmern in der 
gleichen Weise durchführen wird, wie dies gegebe- 
nenfalls in Zukunft bei Beschaffungen der Bundes- 
regierung für eigene Verteidigungszwecke in Über- 
einstimmung mit deutschem Recht geschieht. Die 
amerikanische Seite ist darauf hingewiesen worden, 
daß die Bestimmung gegenstandslos ist, solange diese 
Voraussetzung nicht erfüllt ist. 

7. Nach Artikel 15 sollen Fertigungsüberprüfungen durch 
deutsche Behörden kostenlos durchgeführt werden. 
Zwar behält sich die amerikanische Regierung das 
Recht vor, gegebenenfalls derartige Überprüfungen 
durch eigene Prüfungsbeamte vorzunehmen, denen 
die erforderliche Unterstützung zu gewähren ist; es 
ist jedoch ausdrücklich festgelegt, daß dies nur aus- 
nahmsweise der Fall sein wird. Der Bundesregierung 
erwächst aus der Durchführung solcher Prüfungen, 
z. B. etwa für fehlerhafte Lieferungen, keine finan- 
zielle Haftung. 

Auf besonderen Wunsch der deutschen Seite hat 
es die amerikanische Regierung übernommen, ihre 
bei Offshore-Beschaffungen tätigen Prüfungsbeamten 
auf die Beachtung des Geheimcharakters von Infor- 
mationen über geheimzuhaltende Produktionsvor- 
gänge und Geschäftsgeheimnisse hinzuweisen. 

8. Gemäß Artikel 17 (a) unterliegen Rechte der Ver- 
einigten Staaten in Bezug auf Eigentum, das durch 
Offshore-Beschaffungen erworben worden ist, oder 
in Bezug auf Sachen, die im Zusammenhang mit Off- 


shore-Aufträgen verwendet werden, nicht der Be- 
schlagnahme oder sonstigen behördlichen Eingriffen 
in der Bundesrepublik. Die amerikanische Seite be- 
harrte nachdrücklich bei dieser Forderung, welche 
auch von allen europäischen Vertragspartnern der 
Vereinigten Staaten gleicherweise anerkannt worden 
ist. Der amerikanische Kongreß hat dies zu einer un- 
verzichtbaren Klausel bei allen Offshore-Wirtschafts- 
abkommen erklärt, nachdem die Vereinigten Staaten 
teilweise nachteilige und die rechtzeitige Programm- 
durchführung gefährdende Erfahrungen gemacht 
haben. Jedoch konnte der ursprüngliche amerika- 
nische Vorschlag, welcher auf den anglo-amerikani- 
schen Rechtsbegriffen beruhte, auf die deutsche 
Rechtssystematik umgestellt werden. 

Artikel 17 (b) gewährt den Vereinigten Staaten eine 
Ausnahmestellung hinsichtlich der Rechtsverfolgung 
vor deutschen Gerichten. 

Dem amerikanischen Personal, das mit der Durch- 
führung von Offshore-Aufträgen befaßt ist, wird ge- 
mäß Artikel 17 (c) Exemption von der deutschen Ge- 
richtsbarkeit eingeräumt. Dies entspricht der im 
Truppenvertrag getroffenen Regelung. Das amerika- 
nische Personal wird bis auf wenige Ausnahmen mit 
den in der Bundesrepublik stationierten Streitkräften 
identisch sein. Die Rechtsstellung der nicht dazu ge- 
hörigen Beamten richtet sich nach allgemeinen Grund- 
sätzen. Die Anzahl der in Frage kommenden Perso- 
nen dürfte sehr gering sein. 

9. Nach Artikel 18 ist die Bundesregierung verpflichtet, 
eventuelle Gewinne einschließlich Nettogewinne, die 
sich durch Kursschwankungen vom Abschluß bis zur 
Abwicklung eines Vertrages ergeben, an die US-Re- 
gierung abzuführen, während sie etwaige Verluste 
selbst zu tragen hat. Bei der Errechnung derartiger 
Gewinne jedoch wird von den Offshore-Kontrakten 
als Gesamtheit ausgegangen. Mithin hat die Bundes- 
regierung die Möglichkeit, eventuelle Nettoverluste 
mit etwa erzielten Gewinnen oder nachträglich ver- 
einbarten Rückerstattungsbeträgen aus anderen Re- 
gierungskontrakten zu verrechnen. Die Bundesrepu- 
blik hat mit dieser Regelung einen günstigeren Stand 
erreicht als die übrigen Partner entsprechender Ab- 
kommen, denen eine Verrechnungsmöglichkeit nicht 
zugestanden worden ist. 

10. Im Artikel 19 wird bestimmt, daß bei der Bezahlung 
eines Auftrages auf der Grundlage von Kosten ent- 
sprechend den amerikanischen Vorschriften kein 
fester Kostenprozentsatz für den Gewinn vereinbart 
werden darf. Gegen diese Bestimmung wurden Be- 
denken nicht erhoben, nachdem auf deutsche Veran- 
lassung ein Absatz (b) hinzugefügt wurde, wonach 
Verträge auf der Grundlage von Kosten zuzüglich 
eines festen Gewinnbetrages zugelassen sind. 

11. Die im Offshore-Wirtschaftsabkommen vorgesehenen 
Abmachungen werden durch das Inkrafttreten der 
Bonner Verträge nicht berührt (Artikel 22). 

12. Das Abkommen soll auch für das Land Berlin gelten 
(Artikel 23). Es kann im gegenseitigen Einverneh- 
men geändert werden (Artikel 24). 

13. Das Abkommen bedarf nur auf seiten der Bundes- 
republik der Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften. Es soll mit der Hinterlegung der Ratifika- 
tionsurkunde durch die Bundesrepublik bei der ame- 
rikanischen Regierung in Kraft treten (Artikel 25). 
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